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Alte Liebe rostet nicht!

SPD CDU

Amazon, Ikea, VW, Apple usw. zahlen fast keine Steuern an Staaten
Um solche Steuervermeidungen zukünf-
tig  unmöglich zu machen, haben Attac 
und andere Nichtregierungsorganisationen 
die Einführung einer sogenannten Unitary 
Tax, einer Gesamtkonzernbesteuerung, ge-
fordert.
Ein Konzern muss alle wirtschaftlichen 
Aktivitäten aller seiner weltweit agieren-
den Tochterunternehmen bekanntgeben. 
Diese Daten müssen die Vermögenswerte, 
die Lohnsummen, die Zahl der Vollzeitar-
beitsplätze und die Umsatzsumme in den 
Staaten beinhalten. Der Internethandel, 
oder auch E-Commerce genannt, wird 
immer dem Standort des Käufers zuge-
ordnet.  Transportmittel wie LKW und 
Schiffe werden den Standorten zugegeben, 
zwischen denen diese  verkehren. Die Ge-
winne eines Konzerns werden durch eine 
Formelbesteuerung den  einzelnen Län-
dern zugerechnet, in denen die Aktivitäten 
des jeweiligen Konzerns stattfinden. Diese 
Steuerberechnung erfolgt durch den Steu-
ersatz der jeweiligen Länder. Somit würde 
das Ausweisen der Gewinne in sogenann-
ten Steueroasen die Grundlage entziehen 
und das Problem der Steuervermeidung 
bzw der Steuerhinterziehung würde somit 
entfallen. Steuerkonflikte zwischen den 
Ländern könnten durch Doppelbesteue-
rungsabkommen beseitigt werden. Ent-
wicklungsländer, die vornehmlich als Roh-
stofflieferanten fungieren, könnten eine 
effektive Steuerverwaltung aufbauen, da 
sie zur selben Zeit wie die hochindustriali-
sierten Länder über die gleichen Steuerin-
formationen der bei ihnen produziernden 
Unternehmen verfügen könnten. Ihre je-
weiligen Steuersätze könnten dann den all-
gemeinen Steuertarifen angepasst werden. 
Einer weiterandauernden Ausbeutung der 
ressourcenliefernden Länder könnte somit 
entgegengewirkt werden. Diese Rohstoff-
lieferanten könnten dann eine eigene funk-
tionierende gesellschaftsfördernde Ökono-
mie schaffen.
Übrigens in mehreren Staaten der USA 
und Kanada wurde dies Unitary Tax schon 
vor Jahrzehnten eingeführt. Sie sollte dort 
Konzerne abhalten ihre Gewinne über 
Nachbarstaaten zu verschleiern. In diesem 
Bereich sind die US-Amerikaner und Ka-

Gesamtkonzernbesteuerung 
Unitary Tax

En marche
Macrons Bewegung auf 
dem Weg nach Europa

Sozialliberal - europäisch integrationis-
tisch so hat sich auf Initiative des franzö-
sischen Staatspräsidenten eine Bewegubg 
in Frankreich etabliert, die mit ihren Ideen 
Europa zu einem integrativen politischen 
Gebilde verändern will. Diese Bewegung 
ist auf dem Weg (en marche) zu einer euro-
päischen sozialen Bewegung. Noch keine 
Partei, zieht sie immer mehr Menschen aus 
etablierten Parteien an, die sich in dieser 
Bewegung für ein Europa der politischen 
Einheit engagieren wollen. Mittlerweile 
hat sich auch in Belgien eine Bewegung 
gleichen Namens etabliert, die mit den 
gleichen Ideen für dieses Europa kämpfen 
will. Sie haben gottseidank noch den Wert 
Europas für den Frieden und einen gemein 
samen Wohlstand noch nicht aufgegeben.
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15 Jahre Agenda 2010!
Es geht aufwärts!

Armutsquote
2003

13,1%

15,7%
aktuell

Leiharbeiter
2003

996.066 Pers.

288.651 Pers.

aktuell

Grundsicherung
2003

438.831          Pers.

1.025.066 Pers.
aktuell

Geringfügig 
Beschäftigte

2003
5.641.732 Pers.

7.806.047 Pers.
aktuell

Niedriglohnrisiko

2003
21%

22,6%
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Welche Maßnahmen kann man national ergreifen, um die Steuerflucht  
oder Hinterziehung zu behindern

Steuerhinterziehung ist in unserer Gesell-
schaft seit jeher eine Art von Volkssport. 
Wer Steuern zahlt, so die allgemeine und 
weitverbreitete Meinung, ist so eine Art 
„Blödmann“. Dabei wird offensichtlich ver-
kannt, dass diese Steuerhinterziehung oder 
anders gesagt „Steuervermeidung“ nicht 
nur im privaten Sektor stattfindet, sondern 
natürlich auch im ökonomischen Bereich. 
„Die Großen machen es uns vor, warum 
sollten wir Kleinen da zurückhaltender 
sein und uns auch einen Teil des Kuchens 
sichern. Diese Grundeinstellung hat bisher 
verhindert, dass die Politik wirksame  Maß-
nahmen zu der Steuerhinterziehung durch 
Unternehmen durchzusetzen. Das Strafmaß 
muss dringend verschärft werden. In vielen 
kritischen Veröffentlichungen zu dem The-
ma wird eine Summe von 1.000.000 Mio. 
Euro genannt, ab der eine mit einer Gefäg-
nisstrafe von einem Jahr und mehr belegt 
werden kann, ohne dass diese Strafe zur Be-
währung ausgesetzt werden darf. 
Eine Anzeigenpflicht durch Banken muss 
gesetzlich vorgegebenen werden. Sollte 
eine Bank das nicht tun, so müsste ihr die 
Bankenlizenz entzogen werden.
Gewinne, bei Bank- und Börsengeschäf-
ten (auch intermnational) gemacht werden, 
müssten direkt besteuert werden.
Die Verjährungsfrist bei Steuerhinterzie-
hung sollte abgeschafft werden. In den USA 
z.B. beginnt eine Verjährungsfrist erst 10 
Jahre nach einer gültigen Steuererklärung 
des Steuersünders. 
Es müsste eine Steuerbehörde auf Bun-
desebene eingerichtet werden. Ihre Aufga-

be muss es sein, mit einer ausreichenden 
Anzahl von Steuerfahndern und Prüfern 
nationale und internationale Unternehmen 
zu durchleuchten und die  örtlichen Finanz-
ämter bei solchen Überprüfungen zu unter-
stützen.
Der Bereich „Steuerbefreiung bei Stiftun-
gen“ sollet dringend überprüft werden. Bis 
zu 30% darf laut deutschem Steuerrecht 
eine gemeinnützige Stiftung als Unterhalt 
an die Stiftungsfamilie überwiesen werden, 
die wiederum dieses Gled versteuern muss. 
Es sollten diese Gelder vor der Ausschüt-
tung steuerlich so wie Unternehmensge-
winne behandelt werden. Ausschüttungen 
ausländischer Stiftungen sollten ebenfalls 
den Finanzämtern gemeldet werden müs-
sen, damit dann die Gelder ebenfalls wie 
Konzerngewinne versteuert werden kön-
nen.
Die Quellensteuer sollte von 15% auf 30 % 
erhöht werden. Sie sollte zuzkünftig nicht 
mehr anonymisiert werden dürfen und auch 

keine abgeltende Wirkung mehr haben. Die 
Quellensteuer als Ablasszahlung an die Fi-
nanzämter fällt flach. 
Die Steuerbefreiung von Investitionen 
deutscher Unternehmen im Ausland sollte 
aufgehoben werden.
Gewinne, die für international aufgestellte  
deutsche Unternehmen entstehen, sind in 
Deutschland zu versteuern. Dazu müssen 
dringend Doppelbesteuerungsabkommen 
mit den jeweiligen Ländern abgeschlossen 
werden. Bisher ist es so, dass eine Firma 
ihre Gewinne auch im dem Land versteu-
ern kann, in dem sie eine Niederlassung un-
terhält. Niedrigere Steuersätze dort fühern 
dazu, dass in Deutschland unter Umständen 
keine Steuern mehr gezahlt werden müssen.  
Das muss zukünftig geändert werden.

Was tun gegen die Steuervermeidung 
der Unternehmen?

Der Mensch wird in der heute gelehrten 
Ökonomie als Humankapital bezeichnet. 
In grauer Vorzeit, als ich das Studium der 
Ökonomie betrieb, wurde der Mensch als 
„Faktor Arbeit“ bezeichnet. Humankapi-
tal ist für die neoliberale Ökonomie aber 
besser geeignet. Kapital kann man nämlich 
leichter hier oder dort einsetzen und ggf. 
auch einfach aus dem Markt nehmen. Der 
Mensch als unterworfener Faktor der Öko-
nomie. Da ist und bleibt der Mensch. UND 
KAUM EINER REGT SICH AUF! Das ist 
das wirklich Erschütternde.
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Zahlen: Deutscher 
Paritätischer Wohl-

fahrtsverband


